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Präsident Mitterrand, Kanzler Kohl (auf Mitterrands Landsitz Latche bei Biarritz 1990): Antwort mit auffälligen Allgemeinplätzen 


„Dunkelste Stunden“ 

Der Kanzler öffnet die Akten über die deutsche Einheit. Die Dokumente zeigen: 
Frankreich hat das schnelle Ende der Mark erzwungen. 


H elmut Kohl will ganz sicher gehen, 
daß sein Platz in der Geschichte 
auch wirklich angemessen gewür¬ 
digt wird. Am 7. Juli überreicht Innenmi¬ 
nister Manfred Kanther im Auftrag des 
Kanzlers dem Bundespräsidenten Roman 
Herzog ein einzigartiges Werk. 

Der schlichte Titel „Dokumente zur 
Deutschlandpolitik“* verbirgt eine Pre¬ 
miere. Erstmals seit der Gründung des 
Deutschen Reiches 1871 legt eine Re¬ 
gierung noch während ihrer Amtszeit 
eine umfassende Sammlung vertraulicher, 
selbst geheimer Akten über einen zentra¬ 
len Abschnitt ihres Wirkens offen. Auf 
1398 Seiten dokumentieren interne 
Vermerke, Telefonatsaufzeichnungen, Brie¬ 
fe und Sitzungsprotokolle des Bundes¬ 
kanzleramtes aus den Jahren 1989 und 
1990 die Vorgeschichte der deutschen Ver¬ 
einigung. 


© 1998 R. Oldenburg Verlag, München. 


„Ein Meilenstein in der Entwicklung der 
historischen Forschung“ sollte gesetzt wer¬ 
den. Der Kanzler der Einheit arbeitet an 
seinem Denkmal. Glücklich fügt sich, daß 
sein Dokumenten-Monument gerade pas¬ 
send zu seinem letzten großen Wahlkampf 
erscheint. 

Was der Doktor der Geschichte nicht be¬ 
dacht hat: Die Akten zeigen auch einen 
Kohl, wie er wohl nicht ins Geschichtsbuch 
eingehen möchte. Immer wieder hat er be¬ 
stritten, die Mark, dieses Symbol deutscher 
Wirtschaftskraft, der Wiedervereinigung ge¬ 
opfert zu haben. Erst am vergangenen Don¬ 
nerstag stritt Kohls Einheitsmitkämpfer 
Hans-Dietrich Genscher im Bundestag ge¬ 
gen diese „Legende“, ein „Gift für das 
künftige Zusammenleben in Europa“. 

Doch die nun zugänglichen Analysen 
aus dem Kanzleramt belegen den massiven 
Druck des französischen Präsidenten 
Frangois Mitterrand: „Insbesondere für 
Mitterrand ist die europäische Einbindung 


der deutschen Währung ein entscheiden¬ 
der Faktor, der Wiedervereinigung zuzu¬ 
stimmen.“ 

Der Kanzler der Einheit gab die Mark 
zugunsten des Euro auf - weit früher und 
unter anderen Bedingungen, als er je ge¬ 
plant hatte, und nicht einmal für die Wie¬ 
dervereinigung, sondern für die damals nur 
vage Aussicht auf eine deutsch-deutsche 
Konföderation. 

Im vertraulichen Gespräch mit US- 
Außenminister James Baker gestand Kohl 
am 12. Dezember 1989 im Blick auf die 
Wirtschafts- und Währungsunion, so das 
Protokoll: „Diesen Entschluß habe er ge¬ 
gen deutsche Interessen getroffen.“ 

Der Bonner Zeithistoriker Hanns Jür¬ 
gen Küsters, 45, der 1994 den Auftrag zur 
Sichtung und Herausgabe der Bestände er¬ 
halten hatte, entlockte den Beteiligten 
mehr, als sie zunächst herausrücken woll¬ 
ten. Mehrfach mußte er auf Herausgabe 
fehlender Akten bestehen. Mitarbeiter des 
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Kanzlers hatten heikle Papiere zwecks 
Geheimhaltung in ihren Handakten gehal¬ 
ten und bewußt nicht in die Registratur ge¬ 
geben. 

„Einige Dokumente“, heißt es im Vor¬ 
wort, „in denen sich Feststellungen über 
bis heute maßgebliche Sachverhalte der 
deutschen Innen- und Außenpolitik und 
der internationalen Beziehungen befinden, 
wurden nicht freigegeben.“ Gestrichen 
wurde auch Kanzler-Schmäh über noch ak¬ 
tive Politiker, etwa über den tschechischen 
Präsidenten Vaclav Havel, den Kohl als po¬ 
litisch naiv abqualifizierte. 

Im übrigen aber, berichtete Küsters, 
habe das Kanzleramt der Bitte um Her¬ 
ausgabe von Material „sehr weitgehend“ 
entsprochen. Nach dem 
Bundesarchiv-Gesetz gilt in 
der Regel eine Sperrfrist 
von 30 Jahren. Für die vor¬ 
zeitige Freigabe berief sich 
Kohl auf „besondere staat¬ 
liche Interessen“. 

In den Dokumenten 
über den Verzicht auf die 
Mark, versichert Bundesar¬ 
chiv-Mitarbeiter Küsters, 
sei nichts geschönt oder ge¬ 
filtert worden. So kommt 
plötzlich ein unbekannter 
Kohl zum Vorschein: der 
Kanzler als durchaus reali¬ 
stischer Einheitsskeptiker. 


Noch im Gespräch mit dem US-Präsi- 
denten George Bush in Laeken bei Brüssel 
am 3. Dezember 1989, so notierte Kohls 
Bürochef Walter Neuer, wollte der Kanzler 
die Wiedervereinigung keineswegs so 
schnell, wie er sie dann doch herbeiführte: 
„Er erläuterte, daß es ein wirtschaftliches 
Abenteuer wäre, wenn dies schon in zwei 
Jahren der Fall sei. Das wirtschaftliche Ge¬ 
fälle sei zu groß. Zunächst müßten die wirt¬ 
schaftlichen Verhältnisse in den beiden 
deutschen Staaten in ein gewisses Gleich¬ 
gewicht kommen. “ 

Als hätte ihm Einheitskritiker Oskar La¬ 
fontaine die Stichworte geliefert, eröffne- 
te Kohl auch seinem französischen Freund 
Mitterrand noch am 4 - Januar 1990: „Die 
Wiedervereinigung warte nicht an der 
nächsten Ecke, sondern dies werde Jahre 
dauern. Auch aus deutschen Gründen. Das 
Niveau bezüglich der gesellschaftlichen 
Verhältnisse und des Sozialsystems sei so 
unterschiedlich, daß man die beiden Teile 
nicht einfach zusammenfügen könne. Im 
Verhältnis zur DDR müßten konföderative 
Strukturen entwickelt werden, aber keine 
Konföderation. “ 

Mitterrand war die Wiedervereinigung 
unheimlich, aber er sah im Fall der Mauer 
auch für Frankreich ein Geschenk der Ge¬ 
schichte. Sie bot ihm den Hebel, die Vor¬ 
macht der Mark zu brechen. Die Aussich¬ 
ten auf die deutsche Einheit lieferten 
dem Franzosen das lange herbeigesehnte 
Druckmittel, dem Deutschen das unbe¬ 
dingte Ja zur Währungsunion abzupressen 
und so die Vorherrschaft der Deutschen 
Bundesbank abzuschütteln. 

Auf eine gemeinsame Währung hatten 
sich die Staats- und Regierungschefs der 
EU schon im Prinzip 1988 verständigt. Auf 
ihrem Gipfel in Madrid im Juni 1989 be¬ 
schlossen sie dann den Beginn der ersten 
Stufe einer Wirtschafts- und Währungsuni¬ 
on für den 1. Juli 1990. Doch weder waren 
die Daten für die weiteren Stufen festgelegt 
noch die Reihenfolge. 

Die Deutschen hatten eine klare Posi¬ 
tion: Erst muß die EU politisch und wirt¬ 
schaftlich möglichst eng zusammenge¬ 
wachsen sein, dann kann als abschließen¬ 
de Krönung die EinheitsWährung kommen. 

Bei aller deutsch-französi¬ 
schen Freundschaft, die 
Kohl aus seiner Erfahrung 
des Nazi-Kriegs überzeugt 
pflegt, trennte die Staats¬ 
chefs beider Länder in Sa¬ 
chen Europa ein Grund¬ 
satzproblem: Den Deut¬ 
schen ging die Stabilität der 
Währung fast über alles, 
den Franzosen ihre Sou¬ 
veränität. 

Eine stabile Europa- 
Währung, so sah es Kohl, 
ist aber nur zu erreichen, 
wenn die Mitglieder auf na¬ 
tionale Souveränitätsrech- 


Zeithistoriker Küppers 


te verzichten, statt dessen die Konvergenz 
der Wirtschaft und eine politische Union 
anstreben. Dem italienischen Ministerprä¬ 
sidenten Giulio Andreotti erklärte der 
Kanzler noch am 18. Oktober 1989 in Bonn 
seine Prioritäten: „Er wolle auch Fort¬ 
schritte bei der Wirtschafts- und Währungs¬ 
union. Aber diese Fortschritte seien nur 
möglich, wenn das Ziel Politische Union 
heiße.“ 

Vor einer Regierungskonferenz über die 
Wirtschafts- und Währungsunion, erläu¬ 
terte Kohl dem italienischen Regierungs¬ 
chef seinen Widerwillen gegen das ganze 
Unternehmen, „müsse man wissen, was 
man dort inhaltlich behandeln wolle. Er 
habe die Sorge, daß gewisse Leute“ - das 



„Den Entschluß hat der 
Kanzler gegen deutsche 
Interessen getroffen.“ 


ging gegen Paris - „einfach mit der Konfe¬ 
renz beginnen wollten, in der Annahme, 
daß sich schon zeigen werde, wie es wei¬ 
tergehe“. 

Mitterrand sagte Kohl am 24. Oktober 
1989 bei einem Arbeitstreffen in Paris un¬ 
mißverständlich, daß er die Währungs¬ 
union (und damit das Ende der Mark) 
bereits auf dem anstehenden Straßburger 
EU-Gipfel im Dezember 1989 definitiv 
beschlossen haben wolle. Der Franzose 
sah darin das einzig probate Mittel, die 
vielleicht bald vereinten 80 Millionen 
Deutschen unter europäische Kontrolle zu 
bringen. 

Gut eine Woche später, bei den deutsch¬ 
französischen Konsultationen am 2. und 3. 
November 1989 in Bonn, sprach Kohl die 
unterschiedlichen Positionen an. Hinter 
den Fragestellungen zur Währungsunion 
verberge sich „in vielen Fällen ein Dissens 
zur Sache“. Aber er „wolle keine Kontro¬ 
verse zwischen Frankreich und der Bun¬ 
desrepublik in diesem Kernbereich der eu¬ 
ropäischen Einigung“, vor allem nicht vor 
anderen Ohren. „Eventuelle Meinungs¬ 
verschiedenheiten sollten nicht im Rah¬ 
men der EG-Räte, sondern vertraulich zwi¬ 
schen Elysee und Bundeskanzleramt ab¬ 
geklärt und ausgeräumt werden.“ 

Dann klagte Kohl dem eigensinnigen 
Freund sein Leiden, mit deutlicher An¬ 
spielung auf die Unlust der Franzosen an 
institutionellen Reformen der EU: „Er, der 
die Wirtschafts- und Währungsunion als 
wesentlichen Baustein der Europäischen 
Union verteidige, werde von Skeptikern 
gefragt, ob diese Union überhaupt kom¬ 
men werde.“ 

Mit dem Fall der Mauer am 9. Novem¬ 
ber 1989 war die deutsche Einheit uner¬ 
wartet nähergerückt. Die Geschäftsgrund¬ 
lage der deutsch-französischen Beziehun¬ 
gen begann sich zu verändern. Zwei Tage 
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danach telefonierten Kohl und Mitterrand: 
„Der Staatspräsident wirft ein, er habe den 
Eindruck, daß der Bundeskanzler bewe¬ 
gende Stunden erlebe. Der Bundeskanzler 
erwidert, in der Tat, man sei ja als Politiker 
hart gesotten, aber es gebe Ereignisse, die 
man im Leben nicht vergesse.“ 

Der französische Staatschef blieb dage¬ 
gen - laut den Bonner Gesprächsnotizen - 
bemerkenswert kühl und verfolgte unbeirrt 
sein Ziel, die Deutschen durch Europa 
und die Währung anzubinden: „Dies sei in 
der Tat ein großer Augenblick der Ge¬ 
schichte. Es sei die Stunde des Volkes. Wir 
hätten jetzt die Chance, daß diese Be¬ 
wegung in die Entwicklung Europas ein¬ 
münde.“ 

Kohls außenpolitischer Berater Joachim 
Bitterlich hatte verstanden. Für das Ge¬ 
spräch beim EU-Sondergipfel am 18. No¬ 
vember in Paris analysierte er: Die Ereig¬ 
nisse in der DDR und in Ost-Europa hätten 
beim französischen Präsidenten offenbar 
die Besorgnis ausgelöst, „daß die Wirt¬ 
schafts- und Währungsunion nicht länger 
im Zentrum des Straßburger Gipfels ste¬ 
hen“ würde. 

Von Frankreich werde „das Streben 
nach Wiedervereinigung als legitim be¬ 
zeichnet. Vor der Wiedervereinigung habe 
man keine Angst. Sie liege in der Logik 
der Geschichte“. Doch dann registriert Bit¬ 
terlich in Paris eine „gewisse Distanziert¬ 
heit zur Wiedervereinigung“. Der Staats¬ 
chef zeige keine „aktive Unterstützung“: 


„Präsident Mitterrand hat mehrfach die 
Viermächteverantwortung und das Erfor¬ 
dernis der Zustimmung der Nachbarn an¬ 
gesprochen, allerdings eher mit dem An¬ 
klang eines Mitbestimmungsrechtes denn 
dem einer Förderung.“ 

Kohl zeigte jedoch noch kein Entgegen¬ 
kommen und beharrte weiter auf dem vor¬ 
rangigen Ziel der Politischen Union. Am 
27. November 1989 häufte der Kanzler in 
einem Brief an den „lieben Frangois“ 
Schwierigkeiten und Bedenken auf den 



„Die Vereinigung in zwei 
Jahren wäre ein wirt¬ 
schaftliches Abenteuer.“ 


weiteren Weg zur Währungsunion. „Be¬ 
sondere Sorgen“ bereite ihm, daß inner¬ 
halb der Gemeinschaft „große Divergen¬ 
zen in der Stabilitätsentwicklung“ bestün¬ 
den, gefährdet sei „das tatsächliche Errei¬ 
chen der Konvergenzziele in der ersten 
Stufe“ der Währungsunion. Laut EU-Be- 
schlüssen von 1988 sollten in der ersten 
Stufe die Kapitalflüsse in der Gemeinschaft 
liberalisiert und mit dem Binnenmarkt be¬ 
gonnen werden. 

Kohl bemängelte ferner, der Binnen¬ 
markt entwickele sich nicht recht fort, es 
hapere weiter bei der Steuer-Harmonisie¬ 
rung, ebenso beim Beseitigen von Be- 


„Kein freudiges Ja“ 

Wie das Kanzleramt 1989 die französische Haltung zur 
Wiedervereinigung und europäischen Währungsunion einschätzte 


Kanzlerberater Joachim Bitterlich ana¬ 
lysierte in einem Memorandum für Hel¬ 
mut Kohl vom 2J3. Dezember 1989 die 
Antwort von Frangois Mitterrand auf 
deutsche Vorschläge zur Europäischen 
Währungsunion. Auszüge: 


A uffallende Unterschiede der Ant¬ 
wort im Vergleich zu unserem Vor¬ 
schlag: Mitterrand möchte in 
Straßburg definitiv entschieden haben, 
daß die Regierungskonferenz im zweiten 
Halbjahr 1990 einberufen wird und spä¬ 
testens im Dezember 1990 durch den ER 
(Europäischen Rat -Red.) eröffnet wird 
und nicht wie wir, daß Straßburg die Ori¬ 
entierung vorgibt, daß die Regierungs¬ 
konferenz nach entsprechender Vorberei¬ 
tung im Dezember 1990 einberufen wird. 


Das heißt: M. (. Mitterrand -Red.) hält 
an seiner bisherigen Linie grundsätzlich 
fest. Seine einzige Konzession liegt dar¬ 
in, daß die Eröffnung mit dem ER im De¬ 
zember 1990 erfolgen könnte. 

Diese Haltung macht den unterschied¬ 
lichen Ansatz deutlich: für F ( Frankreich 
-Red.) ist die Regierungskonferenz das 
entscheidende Verhandlungsmoment. Wir 
hingegen gehen in zwei Stufen vor. Erstens 
müssen die Sachprobleme klar herausge¬ 
arbeitet werden („Grundlagen“), dann 
geht es um Verhandlungen und Lösungen. 

Mitterrand ist „nicht dagegen“, daß die 
Regierungskonferenz nach Abschluß der 
Arbeiten am Vertrag zur Wirtschafts- und 
Währungsunion auch andere institutio¬ 
nelle Fragen aufnimmt, und nicht wie wir, 
daß zwei ineinandergreifende Teile der- 
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Unterzeichnung des Vertrags zur deutschen Währungsunion *: Unwiederbringliche Gelegenheit 


Schränkungen des Reisever¬ 
kehrs, beim Abschaffen der 
Grenzkontrollen für den Wa¬ 
ren- und Leistungsverkehr. 

Kurzum, kein günstiges Um¬ 
feld, sich jetzt schon für die 
zweite und dritte Stufe der 
Wirtschafts- und Währungs¬ 
union mit ihrem unwiderrufli¬ 
chen Übergang zum gemein¬ 
samen Geld festzulegen. 

Der Kanzler fügte seinem 
Brief einen „Arbeitskalender 
für das weitere Vorgehen bis 
1993“ bei. Dessen Botschaft 
war eindeutig: Kohl wollte das 
Ende der Mark möglichst weit 
hinausschieben. Der Europäi¬ 
sche Rat solle „spätestens im 
Dezember 1992“ feststellen, 
daß „die Gemeinschaft insti¬ 
tutionelle Vorkehrungen ge¬ 
troffen hat, um in den Folge¬ 
jahren entsprechend der tatsächlich er¬ 
reichten wirtschafts- und währungspoliti¬ 
schen Konvergenz nächste Schritte auf 
dem Weg zur Wirtschafts- und Währungs¬ 
union und zur Europäischen Union einlei¬ 
ten zu können“. 

Auf diese weiche Terminierung reagier¬ 
te Mitterrand hart. Er sah sich durch Kohls 
Ausflüchte in seinem Verdacht bestätigt, 
Bonn wolle sich zugunsten der deutschen 
Sache von der Europäischen Gemeinschaft 
abkehren. Hatte ihm der Kanzler doch im 


Brief vom 27. November 1989 verschwie¬ 
gen, daß er am nächsten Tag einen Zehn- 
Punkte-Plan mit dem Fernziel einer 
deutsch-deutschen Konföderation präsen¬ 
tieren wollte. 

Mit Schreiben vom 1. Dezember 1989 
verlangte Mitterrand kategorisch, „daß wir 
in Straßburg Entscheidungen treffen, die 

* Vorn: DDR-Finanzminister Walter Romberg, Finanz¬ 
minister Theo Waigel; hinten: DDR-Ministerpräsident 
Lothar de Maiziere (2. v . 1 .), Kanzler Helmut Kohl am 
18. Mai 1990. 


uns unmißverständlich auf den Weg der 
Wirtschafts- und Währungsunion und der 
Europäischen Union verpflichten“. 

Was es mit dem Mitterrand-Brief sonst 
noch auf sich hatte, schlüsselte der bestens 
aus Paris informierte Bitterlich in einer 
denkwürdigen Vorlage an Kohl vom 2V3. 
Dezember 1989 auf (siehe Kasten). Die For¬ 
derung nach mehr Rechten für das Eu¬ 
ropäische Parlament etwa halte Mitterrand 
für „ein Ablenkungsmanöver von der 
Währungsunion“. Kohls Bedenken zur Sta- 


selben Konferenz die Wirtschafts- und 
Währungsunion und die anderen institu¬ 
tioneilen Fragen behandeln und ein Ge¬ 
samtergebnis vorlegen. 

Das heißt: Für M. geht es in den näch¬ 
sten Jahren in erster Linie und vor allem 
um die Wirtschafts- und Währungsunion 
- sie ist für die verbleibenden Jahre sei¬ 
ner Amtszeit das Ziel schlechthin. Die 
anderen Fragenkomplexe - die weitere 
Etappen zur Europäischen Union dar¬ 
stellen - haben für ihn eine Nebenrolle. 



Kanzlerberater Bitterlich 

„M. hält an seiner Linie fest“ 


Mitterrand nimmt in seiner Antwort 
die von Ihnen geforderte erste Diskus¬ 
sion zur Erweiterung der Rechte des Par¬ 
laments in Straßburg überhaupt nicht auf. 
Nur im Rahmen der Wirtschafts- und 
Währungsunion wird beiläufig die „de¬ 
mokratische Legitimität“ erwähnt. Ver¬ 
dacht liegt nahe, daß M. diese Debatte 
entweder überhaupt nicht will oder sie 
nicht gerade fördern will - dies würde 
mit bisheriger F-Tendenz übereinstim¬ 
men, dem EP ( Europäischen Parlament 
-Red.) nur eher symbolische Rechte zu¬ 
zuerkennen. Überspitzt könnte man 
auch sagen, M. hält Ihre Forderung für 
ein „Ablenkungsmanöver“ von der 
Währungsunion. 

Mitterrand geht auf Ihre Vorstellun¬ 
gen zum Zieldatum „Abschluß der Rati¬ 
fikationen rechtzeitig vor EP-Wahl 1994“ 
überhaupt nicht ein. Verdacht liegt nahe, 
daß M. an seiner Idee eines Abschlusses 
der Ratifikationen der Wirtschafts- und 
Währungsunion bis Ende 1992 festhält. 

Auffällig ferner, daß Mitterrand die 
1 von Ihnen betonten Gefahren für den 
Erfolg der ersten Stufe - EWS-Stabilität 
(EWS: Europäisches Währungssystem 


-Red.), Haushaltsdefizite, MWst (Mehr¬ 
wertsteuer -Red.)-Harmonisierung im 
Grunde nur sehr knapp im Wege von 
„Allgemeinplätzen“ abhandelt. 

Verdacht liegt auch hier nahe, daß M. 
schnelle Herstellung der Wirtschafts- und 
Währungsunion sucht; aus seiner Perzep¬ 
tion hat F. dabei schon seinen Beitrag ge¬ 
leistet, und zwar durch die Liberalisie¬ 
rung des Kapitalverkehrs und durch An¬ 
erkennung/Akzeptanz der Führungsrolle 
der DM und der deutschen Orientierung 
in der Ausrichtung (Geldwertstabilität, 
„Unabhängigkeit“, Subsidiarität etc.). 

Antwort macht insgesamt grundsätzli¬ 
che Unterschiede im Ansatz wie auch in 
der inhaltlichen Orientierung der Ge¬ 
meinschaft für die nächsten Jahre deut¬ 
lich. Für M. steht die möglichst schnelle 
Realisierung der Wirtschafts- und vor al¬ 
lem der Währungsunion eindeutig im 
Vordergrund - sie scheint für ihn innen¬ 
politisch notwendiges Pendant zum Bin¬ 
nenmarkt und zugleich entscheidende 
Etappe auf dem Weg zur Europäischen 
Union darzustellen. Deshalb war auch 
nicht ein freudiges „Ja“ auf Ihren Ar¬ 
beitskalender zu erwarten. 
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bilität handle der französische Präsident 
„auffällig“ mit „Allgemeinplätzen“ ab. Die 
Ratifizierung eines Vertrages über die 
Währungsunion, so Bitterlichs „Verdacht“, 
solle Ende 1992 erfolgen, nicht wie Kohls 
Arbeitskalender andeutete erst 1994. 

Bitterlich schlug noch vor, einigen an¬ 
deren EU-Regierungschefs den Arbeitska¬ 
lender „diskret“ zukommen zu lassen und 
deren Unterstützung zu erreichen. Doch 
Kohl war bereit nachzugeben. 

Am 5. Dezember 1989 gestand er Mit¬ 
terrand brieflich zu, nicht mehr irgend¬ 
wann „in den Folgejahren“ nach 1992, wie 
er noch am 27. November geschrieben hat- 


„Die Sowjetunion denkt 
bei der deutschen Frage 
über Undenkbares nach.“ 


te, sollten die nächsten Schritte zur Wirt¬ 
schafts- und Währungsunion eingeleitet 
werden. 

Nun willigte er ein, „wir sollten in Straß¬ 
burg beschließen, daß die zuständigen Gre¬ 
mien im Jahr 1990 zur Vorbereitung der 
Regierungskonferenz die Grundlagen zur 
Festlegung der anschließenden Stufen er¬ 
arbeiten“. Nachdem das „politische Ein¬ 
vernehmen über die grundlegenden Re¬ 
formvorhaben“ hergestellt sei, so nun die 
schlaffe Rückzugsformel für die Politische 
Union, könnten „die endgültigen Ver¬ 
tragstexte dann bis spätestens Frühjahr 
1992 finalisiert werden“. 

Kohl war unter Handlungsdruck gera¬ 
ten. Denn ein Emissär des Kreml - Niko¬ 
lai Portugalow, Mitglied der KPdSU und 
Mitarbeiter in der ZK-Abteilung für Inter¬ 
nationale Beziehungen - hatte inzwischen 
im Kanzleramt ein brisantes Papier abge¬ 
liefert. 

In dem Schriftstück sind „nichtamtliche“ 
Überlegungen des Kreml festgehalten 
ein - diplomatisch verstecktes Angebot 
Michail Gorbatschows zur deutschen Ein¬ 
heit: „Rein theoretisch ge¬ 
fragt: Wenn die Bundesre¬ 
gierung beabsichtigen wür¬ 
de, die Frage der Wieder¬ 
vereinigung bzw. Neuverei- 
nigung in die praktische 
Politik einzuführen, dann 
wäre es vernünftig, öffent¬ 
lich über die Vorstellungen 
der zukünftigen Allianz-Zu¬ 
gehörigkeit beider deut¬ 
scher Staaten und über die 
Austrittsklausel der Pariser 
Verträge und des Römi¬ 
schen Vertrages im Wieder¬ 
vereinigungsfall nachzu¬ 
denken.“ 

Die Sowjetunion denke 
im Zusammenhang mit der 
deutschen Frage bereits 


über alle möglichen Alternativen nach, 
sogar über gewissermaßen „Undenk¬ 
bares“, hieß es in dem Portugalow-Papier. 
„Mancher gescheite Kopf in Bonn“ wolle 
eine mögliche deutsche Konföderation 
als gesamteuropäische Integration verbrä¬ 
men. Die Sowjetunion, der dies nicht pas¬ 
se, könne die Alliierten, vor allem Paris, 
durch die Idee zweier getrennter Frie¬ 
densverträge mit Bonn und der DDR „ver¬ 
führen“. 

Dann signalisierte das Papier dennoch 
„grünes Licht“ für „eine wie immer gear¬ 
tete deutsche Konföderation“- unter einer 
Voraussetzung, „daß es auf deutschem Bo¬ 
den keine fremde nukleare Präsenz mehr 
geben dürfte. Diese wäre vielleicht die ein¬ 
zige Conditio sine qua non, die die SU für 
ihr Wohlverhalten gegenüber künftigen 
deutschen Regelungen aufrechterhalten 
könnte“. 

Das Schreiben weckte das Gefühl, die 
Geschichte halte eine unwiderbringliche 
Gelegenheit bereit. Nun wollte Kohl die 
deutsche Einheit - jetzt. Bei Verhandlun¬ 
gen mit der Sowjetunion mußte der 
Kanzler aber auf die europäischen Nach¬ 
barn Rücksicht nehmen; besonders Briten 
und Niederländer machten offen Front 
gegen eine Wiedervereinigung. Kohl war 
auf Mitterrand als Hauptverbündeten an¬ 
gewiesen. 

So stimmte der deutsche Kanzler, wie 
von dem Franzosen verlangt, in Straßburg 
am 9. Dezember für den Beschluß, im De¬ 
zember 1990 die Regierungskonferenz zur 
Herstellung der Währungsunion einzuset¬ 
zen. Das Ende der Mark war besiegelt. Im 
Gegenzug billigte der Gipfel eine Ent¬ 
schließung, die es der deutschen Nation 
erlaubte, ihre Einheit „in freier Selbstbe¬ 
stimmung“ anzustreben. 

„Insgesamt sehr gelungen“ nannte der 
Kanzler beim Arbeitsfrühstück in Straß¬ 
burg das Ergebnis. Was er wirklich emp¬ 
fand, berichtete er Jahre später, im Früh¬ 
sommer 1997, in kleiner Runde: Damals 
„habe ich mit die dunkelsten Stunden mei¬ 
nes Lebens durchgemacht“. 
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